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2. Betriebe, in denen Gerste und Malz gelagert werden, die 
Gegenstand der in Nummer 1 bezeichneten Meldungen sind, 
unterliegen der Überwachung durch die zuständigen Zollstellen. 
Die Inhaber der in Nummer 1 genannten Betriebe sind verpflich­
tet,
a) Aufzeichnungen über den Zu- und Abgang oder sonstigen 

Verbleib sowie den Bestand an Gerste und Malz, die 
Gegenstand der in Nummer 1 bezeichneten Meldungen 
sind, zu führen;

b) die in Buchstabe а bezeichneten Bestände an Gerste und 
Malz in den gemeldeten Lagerräumen getrennt von ande­
ren Beständen zu lagern und

c) die in Buchstabe а genannten Aufzeichnungen und die 
Belege, die sich auf die in Buchstabe а bezeichneten 
Vorgänge beziehen, sechs Jahre lang aufzubewahren.

Die zuständige Zollstelle kann dem Ausführer, dem Hersteller 
und dem Lagerhalter Auflagen erteilen, soweit es der Überwa­
chungszweck erfordert.

3. Zum Zwecke der Überwachung haben der Ausführer, der 
Hersteller und der Lagerhalter den Zollstellen das Besichtigen 
der Geschäfts- und Betriebsstätten und die Aufnahme der 
Bestände an Gerste und Malz, die Gegenstand der in Nummer 1 
bezeichneten Meldungen sind, während der Geschäfts- oder 
Betriebszeit zu gestatten, auf Verlangen die für die Prüfung in 
Betracht kommenden kaufmännischen Bücher, besondere Auf­
zeichnungen, Belege und sonstige Schriftstücke zur Einsicht 
vorzulegen, Auskunft zu erteilen und die erforderliche Unter­
stützung zu gewähren.

4. Der Ausführer hat im Feld 106 des Kontrollexemplars zu 
erklären, daß das Malz oder die Gerste, aus der das Malz 
hergestellt worden ist, aus Beständen stammt, die nach den 
Rechtsakten des Rates oder der Kommission gemeldet worden 
sind.

5. Die Ausführer, Hersteller und Lagerhalter haben die Verpflich­
tungen, die ihnen gegenüber den Zollstellen obliegen, selbst zu 
erfüllen oder hierfür einen oder mehrere geeignete Beauftragte 
zu bestellen. Die Bestellung ist der zuständigen Zollstelle 
schriftlich in zwei Stücken anzuzeigen; die Beauftragten haben 
die Anzeige mitzuunterschreiben.

(2) Örtlich zuständig ist die Zollstelle, in deren Bezirk
1. das Malz, für das die Erstattung in Anspruch genommen werden 

soll, oder
2. die Gerste, soweit das Malz erst nach Beginn des Wirtschafts­

jahres hergestellt wird,
zu Beginn des Wirtschaftsjahres lagert. Die Oberfinanzdirektion 
kann eine andere Zollstelle als örtlich zuständige Zollstelle 
bestimmen. Bis zur Bildung von Oberfinanzdirektionen obliegt 
dies den Bezirkszolldirektionen.

§ 13
Melde- und Aufbewahrungspflichten

(1) Ist eine Ware gemäß den Vorschriften über das Versandverfah­
ren im Eisenbahnverkehr nach einem Bestimmungsbahnhof oder an 
einen Empfänger außerhalb des Zollgebiets der Gemeinschaft abge­
fertigt worden und endet die Beförderung innerhalb der Gemein­
schaft, so ist dies von dem im Feld 2 des Kontrollexemplars 
genannten Ausführer und, wenn die Erklärung im Feld 110 von einem 
im Feld 14 genannten Anmelder oder Vertreter abgegeben wurde, 
auch von diesem der Zollstelle, die das Kontrollexemplar erteilt hat, 
unverzüglich zu melden.

(2) Der Ausführer und der Vorlieferant, soweit er von der Ausfuhr 
Kenntnis hatte oder nach den Umständen der Geschäftsabwicklung 
Kenntnis haben mußte, haben alle Unterlagen über die ausgeführten 
Waren, ihre Herstellung, Kennzeichnung, Lagerung und sonstige 
Behandlung sechs Jahre lang aufzubewahren, soweit nicht längere 
Aufbewahrungsfristen nach anderen Vorschriften bestehen. Zu den in 
Satz 1 genannten Unterlagen gehören auch alle Vor- und Hilfsauf­
zeichnungen sowie -belege, insbesondere Herstellungsanweisungen 
und -berichte, Laboraufzeichnungen, Stück-, Packstück- und Wiege­
listen, auch wenn ihre Ergebnisse in andere geschäftliche Unterlagen 
übernommen worden sind.

§ 14
Antragsteller und Antrag

(1) Antrag auf Erstattung kann nur stellen, wer
1. in Fällen der §§ 3 und 5 im Feld 2 des Kontrollexemplars 

genannt ist,
2. die Anzeige nach § 8 Abs. 1 abgegeben hat,
3. in Fällen des § 11 Abs. 1 Satz 1 die Anmeldung nach § 11 Abs. 2 

Satz 1 oder 2 abgegeben hat oder im Feld 2 des Kontrollexem­
plars nach § 11 Abs. 2 Satz 3 genannt ist oder

4. in Fällen des § 11 Abs. 1 Satz 2 erste Alternative die Anmeldung 
nach § 11 Abs. 2 Satz 1 oder 2 abgegeben hat.

(2) Der Antrag auf Erstattung ist nach vorgeschriebenem Muster 
beim für Erstattungen zuständigen Hauptzollamt einzureichen. Das 
damit beauftragte Hauptzollamt ist in geeigneter Weise bekanntzuge­
ben.

§15
Nachweise

(1) Der Antragsteller hat die Voraussetzungen für den Erstattungs­
anspruch darzutun und die notwendigen Beweise zu erbringen.

(2) Der Antragsteller hat insbesondere vor Gewährung der 
Erstattung dem Hauptzollamt gemäß § 14 Absatz 2 nachzuweisen:

1. die Ausfuhr der Waren und den Zeitpunkt der Ausfuhr oder die 
Abfertigung der Waren zum Versandverfahren

durch das Kontrollexemplar,
2. daß es sich um ein Erzeugnis mit Ursprung in einem Mitglied­

staat der Europäischen Gemeinschaft handelt, soweit dieser 
Nachweis rechtlich gefordert wird,

durch geeignete Unterlagen,
3. im Falle der Wiederausfuhr von Waren, die zuvor aus einem 

dritten Land eingeführt worden sind, daß die ausgeführten 
Waren mit den eingeführten Waren identisch sind und die 
Abschöpfungen auf diese Waren bei der Einfuhr erhoben 
worden sind, soweit dieser Nachweis nach Rechtsvorschriften 
erforderlich ist,

durch geeignete Unterlagen,
4. bei Waren,

a) die in den Anhängen В und C der Verordnung über 
weiterverarbeitete Marktorganisations-Erzeugnisse ge­
nannt sind, die nach dieser Vorschrift zur Berechnung der 
Ausfuhrerstattung erforderlichen Angaben

durch geeignete Unterlagen,
b) die entsprechend der Marktorganisation für Verarbeitungs­

erzeugnisse aus Obst und Gemüse genannt sind, die zur 
Herstellung der auszuführenden Ware verwendeten Men­
gen an Saccharose in Weißzucker, Rohzucker, Zuckerrü­
ben- oder Zuckerrohsirup, an Trockenstoff in Isoglukose 
und an Glukose und Glukosesirup

durch geeignete Unterlagen.

§ 16
Gewährung der Erstattung

(1) Das gemäß § 14 Absatz 2 zuständige Hauptzollamt setzt die 
Erstattung durch Bescheid fest; § 157 der Abgabenordnung gilt 
sinngemäß. Der Erstattungsanspruch wird mit der Bekanntgabe des 
Erstattungsbescheides fällig.

(2) Wird eine Erstattung ganz oder teilweise abgelehnt oder wird 
eine gezahlte Erstattung zurückgefordert, so ist ein schriftlicher 
Bescheid zu erteilen. Er hat eine Belehrung über den zulässigen 
Rechtsbehelf, über die Stelle, bei der der Rechtsbehelf einzulegen ist, 
und über die Frist zu enthalten. § 356 der Abgabenordnung gilt 
sinngemäß. Für die Bekanntgabe des Bescheids gilt § 122 Absatz 2 
der Abgabenordnung sinngemäß.


